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3. Praxisfolgen der Änderungen in Bezug auf die Durch-
setzung des DMA

Hinsichtlich der Erstreckung der Befugnisse des BKartA
auch auf Verstöße gegen Art. 5–7 DMA hängen die Aus-
wirkungen auf die Praxis deutlich davon ab, inwieweit die
EU-Kommission den nationalen Behörden tatsächlich
Raum für integrierte Ermittlungen lässt.39 Zudem besteht
für das BKartA bereits bisher die Möglichkeit von Ermitt-
lungen auf Grundlage von § 19a GWB.
Gegenüber den Regelungen zur öffentlichen Durchsetzung
des DMA dürften die Regelungen im Bereich der privaten
Durchsetzung des DMA erheblich größere praktische Be-
deutung entfalten: So kann künftig über § 33a Abs. 1
GWB jeder potentiell Geschädigte von den Gatekeepern
Schadensersatz wegen Verletzung von Art. 5–7 DMA ver-
langen.40

Soweit Unternehmen in den Anwendungsbereich des DMA
fallen oder ein entsprechendes Risiko besteht, sollten sie
infolge der 11. GWB-Novelle ihre entsprechenden Compli-
ance-Bemühungen noch stärker als bisher neben dem Kar-
tellrecht auch auf die Vorgaben des DMA erstrecken.41

IV. Fazit

Die 11. GWB-Novelle verleiht dem BKartA weitreichende
Befugnisse im Anschluss an die Durchführung von Sektor-
untersuchungen. Mit der verstoß- und missbrauchsunab-
hängigen Marktstrukturkontrolle verschiebt sich der bisher
auf einzelne Wettbewerbsbeschränkungen ausgerichtete
Fokus des Kartellrechts stärker in Richtung eines markt-
steuernden Ansatzes.42 Obgleich die Erweiterung der Vor-
teilsabschöpfung in der öffentlichen Debatte bislang deut-
lich weniger Beachtung fand, sollte eine entsprechende
Sanktion bei der Kalkulation kartellrechtlicher Risiken
künftig dringend berücksichtigt werden. Mit Spannung
wird zu beobachten sein, inwieweit die Gleichbehandlung
von Verstößen gegen Art. 5–7 DMA mit Kartellverstößen
die Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen gegen
Gatekeeper voranbringen wird.

39 Vgl. von Schreitter/Sura, BB 2023, 2691, 2697.
40 Vgl. Bueren/Zober, GmbHR 2023, R324, R326.
41 Vgl. Alexander/Dittrich/Roeder, in: CB 2023, 477, 482.
42 Vgl. Alexander/Dittrich/Roeder, in: CB 2023, 477, 482.

Dr. Gerd Schwendinger, LL.M.(EUI), Hamburg/Brüssel, und Christopher Montgomery Vollert, München*

Automobilwirtschaft und EU-Beihilfenrecht: Chancen und Hürden
der grünen und digitalen Transformation

Die Automobilwirtschaft steht seit einigen Jahren vor zahl-
reichen neuen Herausforderungen. Neben den Übergang zu
nachhaltigeren Mobilitätslösungen und die Integration in-
novativer Technologien u. a. im digitalen Bereich tritt der
wachsende Druck, regulatorische Vorgaben und Auflagen
des Gesetzgebers, insbesondere im Umweltbereich, zu er-
füllen. Förderprogramme auf europäischer und deutscher
Ebene spielen für die Automobilwirtschaft eine zentrale
Rolle bei der Bewältigung dieser Herausforderungen.

A. Einführung

Laut Umweltbundesamt subventionierte der deutsche Steu-
erzahlende das automobile System im Jahr 2021 mit rund
17 Mrd. Euro – und dies nur für (umweltschädliche) Diesel-
subventionierung, Entfernungspauschale, das Dienst-
wagenprivileg und die Förderung von Biokraftstoffen.1 Es
zeichnet sich allerdings ab, dass Fördermittel mittlerweile
vermehrt für Umweltziele des „grünen und digitalen Wan-
dels“2 eingesetzt werden.

Gelingt mit massiver finanzieller Unterstützung der ange-
strebte Wandel auch in der Automobilindustrie? Die Auto-
mobilwirtschaft ist heute der beschäftigungsstärkste Indus-
triezweig des Landes und sichert insgesamt ca. 2,2 Millio-
nen und damit rund sieben Prozent der sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplätze in Deutschland. Dazu
zählen neben den Arbeitsplätzen in der Automobilindustrie
auch die Arbeitsplätze von ca. 643 000 Beschäftigten im
sekundären Markt zum Beispiel für Ersatzteile und im Han-

del sowie ca. 654 000 Beschäftigten bei Zulieferern anderer
Branchen und im Bereich Dienstleistungen.3 Staatliche Bei-
hilfen in diesem Sektor haben damit auch eine große in-
dustrie- und arbeitsmarktpolitische Bedeutung.

Dieser Beitrag gibt einen Überblick über unionsrechtliche
Grundlagen der Beihilfengewährung, aktuelle relevante
Förderprogramme im europäischen Mehrebenensystem,
ihre Inhalte, bürokratische Hürden und potenzielle Risiken
im Zusammenhang mit Fördermitteln.

B. EU-Beihilfenrechtliche Grundlagen

Unionsrechtliche Grundlage für nationale Fördermaßnah-
men ist das europäische Beihilfenrecht. Eine Beihilfe ist
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1 Bericht des Umweltbundesamtes zu umweltschädlichen Subventionen
in Deutschland, aktualisierte Ausgabe 2021, abrufbar unter https://u
mweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/te
xte_143-2021_umweltschaedliche_subventionen.pdf.

2 Siehe hierzu die Pressemitteilung des Rates der EU vom 25.4.2023
zum „Fit for 55“-Paket (https://www.consilium.europa.eu/de/press/pr
ess-releases/2023/04/25/fit-for-55-council-adopts-key-pieces-of-leg
islation-delivering-on-2030-climate-targets/) sowie das „State aid
Scoreboard 2022“ der Europäischen Kommission vom 24.4.2023, ab-
rufbar unter https://competition-policy.ec.europa.eu/document/dow
nload/16b908d6-5319-4d11-9c56-d26ffc65ada8_en?filename=state
_aid_scoreboard_note_2022.pdf.

3 Siehe https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Branch
enfokus/Industrie/branchenfokus-automobilindustrie.html.



eine Maßnahme, die die Voraussetzungen des Tatbestands
von Art. 107 Abs.1 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union (AEUV) erfüllt.

I. Grundsätzliches Beihilfenverbot

Das Beihilfenrecht steht im Dienst der Herstellung und
dauerhaften Gewährleistung eines einheitlichen, von Wett-
bewerbsverzerrungen freien europäischen Binnenmarktes.4

Es soll einen unkontrollierten staatlichen Subventionswett-
lauf verhindern, sodass die jeweiligen Mitgliedstaaten bei-
spielsweise nicht uneingeschränkt die Automobilwirtschaft
in ihrem jeweiligen Territorium mit staatlichen Mitteln för-
dern dürfen. Denn die staatliche Begünstigung einzelner
Unternehmen (z. B. einzelne deutsche Automobilhersteller
oder -zulieferer) oder Produktionszweige (z. B. die deutsche
Automobilwirtschaft) verfälscht die Wettbewerbsbedin-
gungen im EU-Binnenmarkt und ist daher gemäß Art. 107
Abs.1 AEUV grundsätzlich verboten; danach sind

„staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Bei-
hilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung
bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige
den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen dro-
hen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie
den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchti-
gen.“

Dieses Verbot richtet sich an die EU-Mitgliedstaaten und
alle ihre Untergliederungen (einschließlich Bundesländern,
Kommunen und öffentlicher Unternehmen). Sofern eine
Beihilfe vorliegt, besteht grundsätzlich eine Anmelde-
pflicht (Notifizierungspflicht) gegenüber der Europäischen
Kommission (Art. 108 Abs. 3 S.1 AEUV), die dann über die
Genehmigung der Beihilfe zu entscheiden hat. Beihilfen
können insbesondere gemäß Art. 107 Abs. 2 und 3 AEUV
von der Kommission genehmigt bzw. mit dem Binnenmarkt
für vereinbar erklärt werden. Bis zur abschließenden Ent-
scheidung der Kommission dürfen die Mitgliedstaaten nach
dem sog. Durchführungsverbot (Art. 108 Abs. 3 S. 3 AEUV)
die Beihilfen nicht gewähren.

II. Ausnahmen

1. De-minimis-Beihilfen
Über die genannten Genehmigungstatbestände hinaus gibt
es Ausnahmen für Beihilfen, die aufgrund ihres geringen
Volumens unter eine Bagatellgrenze („De-minimis-Schwel-
lenwert“) fallen.5 Dabei wird davon ausgegangen, dass
infolge der geringen Höhe der Zuwendung keine Beein-
trächtigung des zwischenstaatlichen Handels erfolgt. Dafür
darf der Gesamtbetrag der einem Unternehmen gewährten
De-minimis-Beihilfen in einem Zeitraum von drei Jahren
ab Gewährung der De-minimis-Beihilfe 300 000 Euro nicht
übersteigen.6 Als Gewährungszeitpunkt einer De-minimis-
Beihilfe gilt der Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen nach
dem geltenden nationalen Recht einen Rechtsanspruch auf
die Beihilfe erwirbt, und zwar unabhängig davon, wann die
De-minimis-Beihilfe tatsächlich an das Unternehmen aus-
gezahlt wird.7

Ab dem 1.1.2026 müssen die Mitgliedstaaten alle De-mini-
mis Beihilfen in einem zentralen Register auf nationaler
oder Unionsebene erfassen. Dies umfasst die Veröffentli-
chung von Informationen über Beihilfeempfänger, Beihil-
febetrag, Tag der Gewährung, Bewilligungsbehörde, Beihil-

feinstrument und den betroffenen Wirtschaftszweig. Wäh-
rend dies auf Seiten der beihilfegewährenden Stellen zu
einem deutlichen Anstieg an Verwaltungsaufwand führt,
verspricht sich die Kommission hiervon eine Verringerung
der Berichtspflichten der Beihilfeempfänger.8 Bis zur Ein-
führung des Registers müssen antragsstellende Unterneh-
men allerdings weiterhin Informationen über sämtliche De-
minimis-Beihilfen, die sie beziehungsweise ihr Unterneh-
mensverbund in den vergangenen drei Jahren empfangen
und beantragt haben, angeben; eine Anforderung, die ins-
besondere Unternehmensgruppen aber auch kleine und
mittlere Unternehmen aufgrund des hohen Bürokratieauf-
wandes regelmäßig vor Herausforderungen stellt.

2. Allgemeine Gruppenfreistellung
Weitere Ausnahmen sind z. B. in der Allgemeinen Grup-
penfreistellungsverordnung (AGVO)9 geregelt. Mitglied-
staatliche Beihilfen, die die Voraussetzungen der AGVO
erfüllen, sind vom Anmeldeverfahren nach Art. 108 Abs. 3
AEUV freigestellt (formelle Freistellung) und werden ex
ante als mit dem Binnenmarkt im Sinne des Art. 107 Abs. 2
bzw. 3 AEUV vereinbar erachtet (materielle Vereinbarkeits-
erklärung). Alle in der AGVO enthaltenen Freistellungstat-
bestände, die die Rechtfertigungsgründe oder Freistellungs-
tatbestände des Art. 107 Abs. 3 AEUV betreffen, stellen zu-
gleich eine antizipierte und allgemeinverbindliche Ermes-
sensausübung der Kommission dar.10 Es handelt sich bei
den Freistellungstatbeständen beispielsweise um Beihilfen
für kleine und mittlere Unternehmen (KMU), Klima- und
Umweltschutzvorhaben sowie für Forschung, Entwicklung
und Innovation (FuEuI), also Bereiche, die auch für die
Automobilwirtschaft der Zukunft von Interesse und Nutzen
sein können. Daneben bestehen weitere beihilferechtliche
Ausnahmen.

C. Förderprogramme für die Automobilwirtschaft
im europäischen Mehrebenensystem

I. Europäisches Förderprogramm „Horizon Europe“

Die weit überwiegende Anzahl an Förderprogrammen be-
wegt sich auf nationaler Ebene (dazu sogleich). Auf EU-
Ebene soll hier zunächst das Programm „Horizon Europe“
Erwähnung finden. Hierbei geht es freilich nicht um (mit-
glied-)staatliche Beihilfen im Sinne von Art. 107 Abs. 1
AEUV, sondern um Unionsbeihilfen, die im Wege von Pau-
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4 Vgl. EuGH, Urt. v. 17.9.1980, Rs. 730/79 – Philipp Morris, ECLI:EU:C:
1980:209; Bartosch, EU-Beihilfenrecht, 3. Aufl. 2020, Einleitung
Rn. 1.

5 Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13.12.2023 über
die Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABl. L vom
15.12.2023.

6 Vgl. Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2023/2831. Bis zum 31.12.
2023 war der maßgebliche Betrachtungszeitraum noch der der letzten
drei Steuerjahre; vgl. Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der Art. 107
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union
auf De-minimis-Beihilfen, Abl. L 352/1 vom 24.12.2013.

7 Vgl. Art. 3 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2023/2831.
8 Siehe Erwägungsgrund (26) der Verordnung (EU) 2023/2831.
9 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-

stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwen-
dung der Art. 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union, Abl. L 187/74 vom 26.6.2014, zuletzt geändert
mit Verordnung (EU) 2023/1315 der Kommission vom 23.6.2023.

10 Nowak, in: Immenga/Mestmäcker, Wettbewerbsrecht Band 5, 6. Aufl.
2022, AGVO Rn. 21.



schalzuschüssen im Sinne von Art. 125 Abs.1 Unterabs. 1
Buchst. d) der Verordnung (EU) 2018/104611 unter direkter
Verwaltung durch die Kommission durchgeführt werden
und auch der Automobilwirtschaft zugutekommen können.

Das „Horizon Europe“-Programm der EU soll ein Schlüssel-
element bei der Förderung von FuEuI für den Zeitraum
2021–2027 sein. Mit einem Budget von fast 100 Mrd. Euro
zielt das Programm darauf ab, technologische Innovatio-
nen zu fördern und bei der Dekarbonisierung zu unterstüt-
zen. Im Kontext der Automobilwirtschaft konzentriert es
sich auf Projekte zur Entwicklung umweltfreundlicher
Technologien, autonomer Fahrzeuge und intelligenter Ver-
kehrssysteme. Der Verkehrssektor soll auf einen strategi-
schen Weg gebracht werden, der bis spätestens 2050 zu
einem Netto-Null-Ausstoß von Treibhausgasen führt. Die
Inhalte umfassen Forschungszuschüsse, Innovationsför-
derung und die Zusammenarbeit von Unternehmen der
Automobilwirtschaft, Forschungseinrichtungen und Uni-
versitäten auf europäischer Ebene.

Seit dem 7.12.2023 läuft beispielsweise hierzu ein genereller
Aufruf12 der Europäischen Kommission unter der Bezeich-
nung „Clean and competitive solutions for all transport
modes (HORIZON-CL5-2024-D5-01)“. Neben mehr als
einem Dutzend weiterer ausdifferenzierter Fördertöpfe für
verschiedenste Arten von Mobilität können hier Projekt-
vorschläge zur Erlangung von Fördermitteln eingereicht
werden, die neuartige und innovative Ansätze für die In-
tegration von Batterien in die Fahrzeugstruktur einschließ-
lich modularer Systeme, die für lange Fahrten in Klein- und
Mittelklassewagen ohne fest installierte Großbatterie vor-
übergehend erweitert werden können, umfassen. Weiterhin
soll damit eine Verbesserung der Schnellladefähigkeiten
einhergehen, wobei höhere Fähigkeiten für Hochenergie-
zellen angestrebt werden, unabhängig von der Batterieto-
pologie im Fahrzeug.

Eines der von der Kommission gesetzten Ziele ist u. a. die
Senkung der Kosten des Batteriesystems unter Berücksich-
tigung der Funktionalitäten der Fahrzeugstruktur. Um die
Gesamtkosten von Elektrofahrzeugen zu senken, werden
Modularität, Skalierbarkeit und die Entwicklung von Stra-
tegien nach Ansicht der Europäischen Kommission in Zu-
kunft immer wichtiger werden. Projekte zur Entwicklung
und Integration struktureller, thermischer und mecha-
nischer Aspekte (auf verschiedenen Ebenen der Modularität
oder Integration) sollen daher mit Fördermitteln unterstützt
werden. Hierfür können bis zum 18.4.2024 Projektvor-
haben eingereicht werden mit dem Ziel, eine finanzielle
Unterstützung dafür aus dem Programm „Horizon Europe“
zu erhalten.

Antragsverfahren bei europäischen Förderprogrammen
wie „Horizon Europe“ sind regelmäßig hochkomplex,
nicht zuletzt, weil sehr hohe Fördersummen auf dem Spiel
stehen. Bürokratische Hürden bestehen hier in Form kom-
plexer Antragsunterlagen und strenger Förderkriterien.
Unternehmen müssen detaillierte Projektbeschreibungen
vorlegen, die den Förderzielen entsprechen. Diese werden
ausgewertet und im Wettbewerb zu anderen eingereichten
Projektbeschreibungen bewertet. Eine fehlerhafte Antrag-
stellung kann zu Ablehnungen führen, wodurch Unter-
nehmen der Automobilwirtschaft wertvolle Ressourcen
zeitlicher und finanzieller Natur für die Vorbereitung ver-
schwenden.

II. Deutsche Förderprogramme

Die nationale Förderlandschaft in Deutschland ist dem-
gegenüber deutlich vielgestaltiger, wobei die nationalen
Fördermaßnahmen freilich stets mit den EU-beihilfenrecht-
lichen Vorgaben vereinbar sein müssen.

1. „Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand“ und För-
derprogramm „Zukunftsinvestitionen Fahrzeughersteller
und Zulieferindustrie“

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz
(BMWK) unterstützt den Wandel hin zu den Technologien
der Mobilität der Zukunft mit einem breit angelegten Bün-
del an Förderprogrammen mit einem Budget von insgesamt
über 8 Mrd. Euro (im Zeitraum 2022 bis 2026).13

Hierbei spielt das „Zentrale Innovationsprogramm Mittel-
stand“14 des BMWK eine Schlüsselrolle. Dieses Programm
fördert gezielt innovative Projekte kleiner und mittlerer
Unternehmen in der Automobilindustrie. Die Förderung
umfasst Zuschüsse für Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben, aber auch für die Markteinführung neuer Produkte.

Die Bundesregierung hatte zudem im Konjunkturpaket vom
Juni 2020 (unter Ziffer 35c, auch als „KoPa 35c“ bezeichnet)
einen Betrag in Höhe von 2 Mrd. Euro für Investitionen der
Fahrzeughersteller und Zulieferer vorgesehen. Unter dem Ti-
tel Förderprogramm „Zukunftsinvestitionen Fahrzeugher-
steller und Zulieferindustrie“ soll durch gezielte Investitio-
nen in Zukunftstechnologien die Wirtschaft unterstützt und
Arbeitsplätze in Deutschland und Europa gesichert werden.
Das Förderkonzept, welches das BMWK zur Umsetzung von
Ziffer 35c des Konjunkturprogramms entwickelt hat, zielt
auf die umfassende Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der
Fahrzeughersteller und Zulieferindustrie ab. Es sieht drei
Fördermodule vor: Eine Modernisierung der Produktion als
Schub für Produktivität und Resilienz; neue, innovative Pro-
dukte als Schlüssel für Fahrzeuge und Mobilität der Zukunft
sowie das Finden gemeinsamer Lösungen, um regionale In-
novationscluster aufzubauen. Beispiele hierfür sind autono-
mes Fahren, übergreifende Datennutzung auf Basis von
GAIA-X15 oder vernetzte und modulare Produktion.16

2. Weitere Förderprogramme

a) Fördermaßnahmen auf Basis der AGVO
Mittlerweile werden über 96 % der gewährten Beihilfen auf
Grundlage der AGVO gewährt.17 Eine Vorabkontrolle der
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11 Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 18.7.2018 über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen
(EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU)
Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU)
Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012,
ABl. L 193 vom 30.7.2018.

12 Abrufbar unter https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunit
ies/portal/screen/opportunities/topic-search?tenders=false&program
mePart=&callIdentifier=HORIZON-CL5-2024-D5-01.

13 Vgl. https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Branche
nfokus/Industrie/branchenfokus-automobilindustrie.htmlm.

14 Eingehende Erläuterungen und detaillierte Beschreibungen sind unter
https://www.zim.de/ZIM/Navigation/DE/Home/home.html abrufbar.

15 Mit dem europäischen Projekt Gaia-X entsteht ein digitales Ökosys-
tem aus vernetzen Datenräumen auf Open-Source-Basis. Gaia-X er-
möglicht den Beteiligten einen Datenaustausch. Mehr dazu unter http
s://gaia-x-hub.de/.

16 Weitere Informationen unter https://www.bmwk.de/KOPA35C/fahrze
ugindustrie-der-zukunft.html.

17 Vgl. dazu insbes. Europäische Kommission, Bericht über die Wettbe-
werbspolitik 2018 vom 15.7.2019, COM(2019) 339 final, S. 4.



Beihilfen findet insoweit nur noch durch die gewährende
Behörde statt, die hinsichtlich der Kontrolle somit eine
Doppelrolle erhält. Die Rolle der Kommission ist in diesem
Bereich vornehmlich auf ein repressives Tätigwerden be-
schränkt, sofern sie in der Masse der Freistellungsinforma-
tionen hinreichende Anhaltspunkte für eine gegebenenfalls
rechtswidrige Anwendung der AGVO entdeckt.18

Ein Beispiel einer auf der AGVO basierenden Maßnahme ist
die Förderrichtlinie Elektromobilität.19 Zielsetzung dieser
Förderrichtlinie ist es, alternative Technologien im Ver-
kehrssektor zu etablieren und diesen energieeffizienter, kli-
ma- und umweltverträglicher zu gestalten und die Energie-
wende im Verkehr voranzutreiben.20 In diesem Zusammen-
hang zur Anwendung kommen verschiedenste Umwelt-
schutzbeihilfen gemäß Abschnitt 7 AGVO und Beihilfen
für FuEuI gemäß Abschnitt 4 AGVO.

b) Fördermaßnahmen im Einklang mit Art.107 Abs. 3
Buchst. b) AEUV

Nach Art. 107 Abs. 3 Buchst. b) AEUV können Beihilfen zur
Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem euro-
päischem Interesse („Important Project(s) of Common Euro-
pean Interest“, „IPCEI“) als mit dem Binnenmarkt vereinbar
angesehen werden und somit von der Kommission ent-
sprechend genehmigt werden. Der Unionsgesetzgeber hat
damit primärrechtlich festgelegt, dass es Vorhaben geben
kann, die die Kommission für die Entwicklung des Binnen-
marktes bzw. der europäischen Wirtschaft insgesamt als so
wichtig erachtet, dass sie es den Mitgliedsstaaten entgegen
des grundsätzlichen Verbots staatlicher Beihilfen aus
Art. 107 Abs. 1 AEUV gestatten kann, diese finanziell zu
fördern. Obwohl es sich bei IPCEIs um Initiativen der Mit-
gliedsstaaten handelt, stellen sie aufgrund der notwendi-
gen Zusammenarbeit zwischen den Staaten bei ihrer Rea-
lisierung Projekte von europäischer Dimension dar.21

Wann die Kommission davon ausgeht, dass es sich um
ein solches Projekt handeln kann, hat sie in einer Mittei-
lung22 festgelegt.
Zu den in den letzten Jahren für die Automobilwirtschaft
interessanten genehmigten IPCEI zählen u. a. die auf Batte-
riezellenforschung gerichteten „IPCEI Batteries“ von 2019
und „IPCEI European Battery Innovation (EuBatIn)“ von
2021 sowie das „IPCEI Hydrogen“ von 2022 und das erst im
Sommer 2023 genehmigte „IPCEI Microelectronics“.
Deutschland war anallen IPCEImit Förderprojektenbeteiligt.
Ein großer US-amerikanischer Automobilhersteller bei-
spielsweise hatte zur Ansiedlung einer Batteriezellenfabrik
am Standort Grünheide Fördermittel in Höhe von mehr als
1 Mrd. Euro aus dem IPCEI European Battery Innovation
(EuBatIn) beantragt, letztlich aber vor Abschluss des bei-
hilfenrechtlichen Prüfverfahrens seinen IPCEI-Antrag auf
staatliche Förderung für die Batteriefabrik zurückgezogen.
Zwar sind, wie an diesem Beispiel deutlich wird, hohe För-
dersummen im Rahmen von IPCEI möglich. Allein im Rah-
men der eben genannten IPCEI sind Fördermittel von über
10 Mrd. Euro ausgereicht worden bzw. eingeplant. Gleich-
zeitig ist aber zu beachten, dass die Hürden für eine Geneh-
migung durch die Kommission hoch sind und damit auch
die Anforderungen an die potenziellen Beihilfenempfän-
ger: Die erfolgreiche Anmeldung eines IPCEI setzt komple-
xe grenzüberschreitende Koordinierungsprozesse für natio-
nale Förderprogramme voraus und bürdet den Mitglieds-
staaten eine beträchtliche Darlegungslast auf um nach-

zuweisen, dass die beabsichtigten Empfänger tatsächlich
förderwürdig sind. Diese Anforderungen werden an die
antragsstellenden Unternehmen weitergegeben.

Auch setzen die Kriterien der Erforderlichkeit und An-
gemessenheit dem Umfang der möglichen Förderung Gren-
zen: Grund für den damaligen (präventiven) Rückzugs des
US-amerikanischen Automobilherstellers soll u. a. gewesen
sein, dass Bedenken bestanden, die hohen Voraussetzung
einer Förderung nicht erfüllen zu können. Vorhaben in den
Bereichen FuEuI müssen sehr innovativ sein oder ange-
sichts des Stands der Technik in dem betreffenden Wirt-
schaftszweig einen wesentlichen Mehrwert darstellen, also
„beyond the global state of the art“ gehen.23 Die vielen
neuen Maschinen und innovativen Produktionsanlagen,
die der Automobilkonzern in Grünheide aufgestellt hatte,
wurden Berichten zufolge auch im Bundesstaat Texas ein-
gesetzt24, sodass sie den vorausgesetzten innovativen
Mehrwert wohl nicht erfüllt hätten.

Die Forschungsergebnisse aus dem derzeit laufenden IPCEI
Hydrogen hingegen könnten schon bald veröffentlicht wer-
den und die Produkte im besten Fall Marktreife erlangen.
Hier bleibt abzuwarten, ob diese auch für die Automobil-
wirtschaft im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit, Effizienz
und Nutzbarkeit für alternativer Antriebsmethoden frucht-
bar gemacht werden können.

c) Fördermaßnahmen im Einklang mit Art.107 Abs. 3
Buchst. c) AEUV

Nach Art. 107 Abs. 3 Buchst. c) AEUV können Beihilfen zur
Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige
oder Wirtschaftsgebiete als mit dem Binnenmarkt vereinbar
angesehen werden, soweit sie die Handelsbedingungen
nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen In-
teresse zuwiderläuft. Im Klima-, Umweltschutz und Ener-
giebereich geben die entsprechenden Leitlinien für staat-
liche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 202225

(KUEBLL) darüber Aufschluss, wann die Kommission von
einer Vereinbarkeit von entsprechenden Beihilfenmaßnah-
men ausgeht.

Eine deutsche Förderrichtlinie, die in diesem Zusammen-
hang jüngst genehmigt wurde, beschäftigt sich mit der
Ladeinfrastrukturförderung von Elektromobilität. Aus-
gangspunkt ist das sog. Schnellladegesetz.26 Damit beab-
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18 Nowak, in: Immenga/Mestmäcker, Wettbewerbsrecht Band 5, 6. Aufl.
2022, AGVO Rn. 21.

19 Förderrichtlinie Elektromobilität des Bundesministeriums für Verkehr
und digitale Infrastruktur vom 14.12.2020, BAnz AT 24.12.2020 B3.

20 Vgl. Ziff. 1.1 der Förderrichtlinie Elektromobilität des Bundesministe-
riums für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 14.12.2020, BAnz
AT 24.12.2020 B3.

21 Siehe den Sonderbericht 15/2023 des Europäischen Rechnungshofes:
„EU-Industriepolitik im Bereich Batterien – Neuer strategischer Im-
puls erforderlich“, abrufbar unter https://www.eca.europa.eu/ECAPub
lications/SR-2023-15/SR-2023-15_DE.pdf.

22 Mitteilung der Kommission über die Kriterien für die Würdigung der
Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur Förderung wichtiger Vor-
haben von gemeinsamem europäischem Interesse mit dem Binnen-
markt, Abl. C 528 vom 30.12.2021.

23 Vgl. Rn. 22 der Mitteilung der Kommission über die Kriterien für die
Würdigung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur Förderung
wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse mit
dem Binnenmarkt, ABl. C 528 vom 30.12.2021.

24 https://www.onlinehaendler-news.de/digital-tech/innovationen/136
059-keine-milliardenfoerderung-tesla-auflagen.

25 Mitteilung der Kommission für staatliche Klima-, Umweltschutz- und
Energiebeihilfen 2022, ABl. C 80 vom 18.2.2022.

26 Gesetz über die Bereitstellung flächendeckender Schnellladeinfra-
struktur für reine Batterieelektrofahrzeuge (Schnellladegesetz –



sichtigt die Bundesregierung, den bundesweit flächen-
deckenden, bedarfsgerechten Aufbau von öffentlich zu-
gänglicher Infrastruktur für das schnelle Laden von reinen
Batterieelektrofahrzeugen zu gewährleisten. § 3 Abs.1 S.1
des Schnellladegesetzes legt fest, dass das Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur die flä-
chendeckende und bedarfsgerechte Bereitstellung von
Schnellladeinfrastruktur für reine Batterieelektrofahrzeuge
gewährleistet. Hierfür hat das Ministerium einige Förder-
richtlinien erlassen, um den privaten Betreibern die not-
wendigen finanziellen Anreize zur Errichtung der Infra-
struktur zu setzen.

Eine Förderung hatte die Bundesrepublik als staatliche Bei-
hilfe bei der Europäischen Kommission angemeldet, die die
Förderrichtlinie „Öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur
für Elektrofahrzeuge in Deutschland“ Ende 2022 per Be-
schluss (SA.104749 (2022/N)) auf der Grundlage von
Art. 107 Abs. 3 Buchst. c) AEUV unter Berücksichtigung
der KUEBLL genehmigte. Diese Förderrichtlinie hat ein Ge-
samtvolumen von 1,8 Mrd. Euro. Die Maßnahme sieht die
Einrichtung von 8500 Schnellladepunkten vor, an denen es
möglich sein wird, Elektrofahrzeuge innerhalb von 15 bis
30 Minuten aufzuladen. Betroffen sind rund 900 Standorte
entlang den Autobahnen in Deutschland, an denen es bis-
lang keine Schnellladepunkte gibt oder wo die vorhande-
nen Ladepunkte nicht ausreichen, um den erwarteten Be-
darf zu decken. Um die Bereitstellung der Ladeinfrastruktur
zu beschleunigen, werden Fördermittel in Form von direk-
ten Zuschüssen und laufenden Zahlungen zur Deckung
eines Teils der Betriebskosten gewährt. Die Beihilfeempfän-
ger sollen entsprechend der Notifizierung Unternehmen mit
Erfahrung in der Errichtung und im Betrieb von Ladeinfra-
struktur sein, die im Rahmen einer Ausschreibung aus-
gewählt werden. Dieser gerade erst entstehende Markt für
Schnellladeinfrastruktur ist daher kurzfristig aber (mit dem
Ziel einer klimaneutralen Mobilität bis 2035) auch langfris-
tig hochlukrativ und sicherlich auch deswegen Gegenstand
eines laufenden Rechtsstreits vor dem OLG Düsseldorf, wel-
ches Fragen dazu zuletzt dem EuGH vorlegte.27

D. Hürden und Risiken

Für die Beihilfenempfänger bestehen neben den Vorteilen
einer finanziellen Förderung freilich Risiken und bürokra-
tische Hürden.

I. Bürokratischer Aufwand

Bürokratische Hürden können in unterschiedlichen Anfor-
derungen der Förderinstrumente bestehen. Wie in anderen
Bereichen auch ist hier der Gesetzgeber gefragt, der mit
einigen Initiativen zum Bürokratieabbau28 versucht, der
Wirtschaft insoweit Erleichterungen zu verschaffen. Unter-
nehmen sollten aber auf eine sorgfältige Vorbereitung ihrer
Anträge und eine enge Zusammenarbeit mit Experten ach-
ten, um potenzielle Fehler bei der Antragstellung zu ver-
meiden. Doch auch nach erfolgreicher Antragstellung und
erfolgter Ausreichung der Fördermittel bestehen Rückfor-
derungsrisiken, die es zu vermeiden gilt.

II. Rückforderungsrisiken

Neben dem Risiko, Fördermittel aufgrund einer fehlerhaf-
ten Antragstellung gar nicht erst zu erhalten, bestehen auch

Rückforderungsrisiken bei der Rechtswidrigkeit der Förder-
maßnahme insgesamt oder bei Fehlern in der Projektdurch-
führung.

1. Bei Unionsrechtswidrigkeit der Fördermaßnahme
Hat die Kommission die endgültige Unvereinbarkeit einer
staatlichen Beihilfe mit dem Binnenmarkt (materielle Uni-
onsrechtswidrigkeit) festgestellt und ist die Beihilfe ent-
gegen dem Durchführungsverbot gemäß Art. 108 Abs. 3
S. 3 AEUV bereits ausgezahlt, kann und muss die Kommis-
sion gegenüber dem Mitgliedstaat gleichzeitig verlangen,
die Beihilfe von dem begünstigten Unternehmen zurück-
zufordern.29 Diese Rückforderung dient der Wiederherstel-
lung des früheren unionsrechtsmäßigen Zustands.30

Des Weiteren wird den Mitgliedstaaten in der Rückforde-
rungsanordnung die Pflicht auferlegt, für den Zeitraum
zwischen Auszahlung der Beihilfe und ihrer tatsächlichen
Rückzahlung Zinsen von dem begünstigten Unternehmen
zu erheben.31 Für die Befugnis der Kommission zur Rück-
forderung gilt gemäß Art. 17 Abs.1, 2 der Beihilfenverfah-
rensverordnung32 eine Frist von zehn Jahren ab Gewährung
der Beihilfe.

Entsprechende nationale Vorschriften wie beispielsweise
§ 48 Abs. 2, 49a Abs. 2, 48 Abs. 4 VwVfG33, wonach einer
Rückforderung nach nationalem Recht der Vertrauens-
schutz des Begünstigten, der Wegfall der Bereicherung
und/oder abgelaufene Rückforderungsfristen entgegen-
stünden, verhindern eine Rückforderung nicht. Von sorg-
fältigen Gewerbetreibenden – ohne dass für kleine und
mittlere Unternehmen eine Ausnahme gilt – erwartet die
Rechtsprechung, sich regelmäßig über die Einhaltung des
beihilfenrechtskonformen Verfahrens Gewissheit zu ver-
schaffen.34 Der Beihilfenempfänger ist also für einen langen
Zeitraum dem Risiko ausgesetzt, dass es zu einer Rückfor-
derung des erhaltenen Betrages inklusive entsprechender
Verzinsung kommen kann. Dieses Risiko ist aufgrund einer
Modernisierung des Beihilfenkontrollverfahrens und ent-
sprechender intensiver Kontakte zwischen dem notifizie-
renden Mitgliedsstaat und der Kommission in Teilen gerin-
ger geworden. Bei Beihilfenmaßnahmen auf Grundlage der
der AGVO ist dieses Risiko schon deutlich höher, denn hier
erfolgt die Vereinbarkeitsprüfung zunächst im Wege der
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SchnellLG) vom 25.6.2021, BGBl. 2021 Teil I Nr. 37, S. 2141; zuletzt
geändert durch Art. 12 des Gesetzes zur Beschleunigung von Geneh-
migungsverfahren im Verkehrsbereich und zur Umsetzung der Richt-
linie (EU) 2021/1187 über die Straffung von Maßnahmen zur rasche-
ren Verwirklichung des transeuropäischen Verkehrsnetzes vom 22.12.
2023, BGBl. 2023 Teil I Nr. 409.

27 OLG Düsseldorf, 16.6.2023 – VII-Verg 29/22, derzeit anhängig beim
EuGH, Rs. C-452/23 – Fastned Deutschland et Tesla Germany.

28 Vgl. BT-Drucks. 20/9000 vom 26.10.2023, „Sonderbericht der Bun-
desregierung – Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau in der 20.
Legislaturperiode“.

29 Cremer, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022, AEUV Art. 108
Rn. 28.

30 Vgl. Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, Urt. v. 20.3.
1997 – Rs. C-24/95 – Alcan, ECLI:EU:C:1997:163.

31 Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, Urt. v. 9.7.1997 – Rs.
C-316/95 – Generics/Smith Kline and French Laboratories,
ECLI:EU:C:1997:347.

32 Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13.7.2015 über besondere
Vorschriften für die Anwendung von Art. 108 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. L 248 vom 24.9.2015.

33 Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.1.2003, BGBl. Teil I S. 102, das zuletzt durch Art. 1 des Ge-
setzes vom 4.12.2023, BGBl. 2023 Teil I Nr. 344 geändert worden ist.

34 Vgl. Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, Urt. v. 20.3.
1997 – Rs. C-24/95 – Alcan, ECLI:EU:C:1997:163, Rn. 25.



„Selbstveranlagung“ durch den Mitgliedsstaat, die Kom-
mission prüft dann erst ex-post – für den Beihilfenemp-
fänger dann regelmäßig (zu) spät.35

2. Bei Verstößen gegen nationale Vorgaben
Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen
zur Projektförderung (ANBest-P)36 enthalten Nebenbestim-
mungen im Sinne des § 36 VwVfG, die regelmäßig Be-
standteil von Zuwendungsbescheiden sind. Wird gegen
diese oder andere individuelle Nebenbestimmungen versto-
ßen, droht eine teilweise oder vollständige Rückforderung
bereits ausgezahlter Fördermittel.

Neben Mitteilungspflichten (vgl. Ziff. 5 ANBest-P) bei be-
stimmten Veränderungen im Projektzeitraum ist immer
auch ein Verwendungsnachweis nach Erfüllung des Zu-
wendungszwecks einzureichen. Hier bestehen Fallstricke
für die Zuwendungsempfänger, denn die Anforderungen
an die Dokumentation, wie beispielsweise die Erstellung
eines Sachberichts und eines zahlenmäßigen Nachweises,
sind vielfältig. Letztlich ist es ratsam, sich bei Unklarheiten
über Dokumentationspflichten frühzeitig juristischen Rat
einzuholen bzw. mit der zuständigen Behörde oder dem
beliehenen Projektträger in Verbindung zu treten, um Miss-
verständnisse, die zu einer Kürzung oder gar Streichung der
Fördermittel führen können, zu vermeiden.

Die Grundlage für eine Erstattung der erhaltenen Förder-
mittel ist dann das Verwaltungsverfahrensrecht, insbeson-
dere §§ 48, 49 VwVfG. Häufig kommt es in der Praxis auch
zu Rückforderungen in den Fällen, in denen der Zuwen-
dungszweck nicht erreicht bzw. verfehlt wird.37

III. Straf- und bußgeldrechtliche Risiken

Schließlich sei darauf hingewiesen, dass bei Verfehlungen
im Zusammenhang mit Beihilfen regelmäßig straf- und
bußgeldrechtliche Konsequenzen drohen, nicht zuletzt un-
ter dem Gesichtspunkt des Subventionsbetrugs gemäß
§ 264 StGB. Hierbei sind auch die Vorschriften des Sub-
ventionsgesetzes38 relevant, auf die im Antragsverfahren
und in den Nebenbestimmungen eines Zuwendungs-
bescheides regelmäßig Bezug genommen wird.

E. Fazit

Die Automobilindustrie befindet sich in einem Struktur-
wandel. Der Trend zur Elektrifizierung der Antriebe, die
zunehmende Einführung autonomer Fahrfunktionen und
das Aufkommen neuer Mobilitätsdienstleistungen sowie
die fortschreitende Automatisierung und Vernetzung der
Fertigungsprozesse verändern die Wertschöpfungsnetzwer-
ke und die Produktion von Zulieferern und Automobilher-
stellern zum Teil tiefgreifend. Die damit verbundenen Aus-
wirkungen beeinflussen auch den Industriestandort
Deutschland maßgeblich. Fördermaßnahmen zugunsten
von Unternehmen der Automobilwirtschaft können in die-
sem laufenden Transformationsprozess unterstützen, um
den Strukturwandel zu nachhaltigen und innovativen
Lösungen zu ermöglichen. Zukunftsinvestitionen in Digita-
lisierung, Industrie 4.0, neue Technologien und Produkte
sowie die Qualifizierung von Beschäftigten sind Schlüssel-
elemente, um die Fahrzeughersteller und -zulieferindustrie
in Deutschland zu stärken und resiliente Wertschöpfungs-
netzwerke aufzubauen. Neben den Förderungen auf euro-
päischer Ebene sieht das EU-Beihilfenrecht hier Spielräume
vor, innerhalb derer die Mitgliedsstaaten nationale Förder-
programme zugunsten der Automobilwirtschaft etablieren
können – was Deutschland getan hat. Staatliche Beihilfen
sollen und können ein Anreiz sein, damit die für eine
Transformation notwendigen Investitionen von privatem
Kapital vorgenommen werden. Eine fundierte Kenntnis
der jeweiligen Programme ist erforderlich, um bürokrati-
sche Hürden im Zusammenhang mit Fördermaßnahmen zu
überwinden, die sich bietenden Chancen optimal zu nutzen
und Rückforderungsrisiken sowie straf- und bußgeldrecht-
liche Risiken zu minimieren.

35 Siehe nur EuGH, Urt. v. 5.3.2019 – C-349/17 – Eesti Pagar AS,
ECLI:EU:C:2019:172.

36 Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektför-
derung, ab 13.6.2019, veröffentlicht im Gemeinsamen Ministerialblatt
Nr.19/2019, S. 372.

37 Siehe § 49 Abs. 3 Nr. 1 VwVfG, vgl. VG Regensburg, Urt. v. 26.4.
2021 – RN 5 K 19.427.

38 Gesetz gegen mißbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen
(Subventionsgesetz) vom 29.7.1976, BGBl. Teil I S. 2034, 2037.

Prof. Dr. Christian Pelz, München*

Exportkontrolle und Sanktionen im Bereich der
Automobilwirtschaft

Automobilhersteller hatten bis zum Beginn des Ukraine-
Krieges nur sehr selten, Unternehmen der Zuliefererindus-
trie zwar häufiger, aber dennoch nur sporadisch Berüh-
rungspunkte mit dem Außenwirtschaftsrecht. Dies hat sich
nunmehr grundlegend geändert. Alle Unternehmen im
Bereich der Automobilwirtschaft, auch und gerade im Be-
reich des Gebrauchtwagenhandels, sind von Beschränkun-
gen betroffen, wenngleich in unterschiedlichem Ausmaß.
Verbote und Beschränkungen gelten nicht nur für die
Ausfuhr von Fahrzeugen, sondern können in weitem Um-
fang auch das Geschäft mit Kunden in nicht sanktionier-
ten Ländern und sogar das Inlandsgeschäft betreffen. Ziel

des Beitrages ist es, die aufgrund der verschiedenen Sank-
tionspakete mittlerweile ziemlich unübersichtlich gewor-
dene Rechtslage zu entwirren und übersichtlich darzustel-
len und aufzuzeigen, welche Compliance-Vorkehrungen
insoweit geboten sind.

I. Einführung

Ungeachtet des Grundsatzes der Außenwirtschaftsfreiheit
in § 1 Abs.1 Satz 1 AWG, sind Beschränkungen aus Grün-
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